
teuerliche und antinationale Politik der Bonner Regie­
rung und ihre Auftraggeber endgültig zum Untergang 
verurteilen werden.

(Beifall)

Präsident Dieckmann:
Als nächster Redner spricht Herr Abgeordneter 

Maisei für den FDGB und andere.

Abg. Maisei (FDGB/FDJ u. a.):
Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und 

Finanzausschuß hat die vorliegende Gesetzesvorlage 
beraten und ohne wesentliche Änderungen verabschie­
det. Im Ausschuß herrschte Einmütigkeit darüber, daß 
das vorliegende Gesetz über den Haushaltsplan ein 
wesentlicher Bestandteil zum Volkswirtschaftsplan ist. 
Aus den Einzelplänen des Haushaltsplans ist zu er­
sehen, daß der Volkswirtschaftsplan 1950 voll verwirk­
licht und realisiert werden kann, weil seine Finan­
zierung in allen Teilen gesichert ist.

(Sehr richtig!)

Der in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichene Haus­
halt für das Jahr 1950 hat als Grundlage die gestei­
gerten Leistungen unserer im Aufstieg begriffenen 
Volkswirtschaft, die wiederum fußt auf den Leistun­
gen des werktätigen Volkes und ausgerichtet ist mit 
einer gesunden Währung ohne schädigende Einflüsse 
von seiten privater Großbanken und kapitalistischer 
Konzerne. Damit ist die Gewähr gegeben, daß unsere 
Volkswirtschaft auf dem Gebiet der Republik unauf­
haltsam vorwärtsschreitet.

(Beifall)

Aus den vorgelegten Einzelplänen war aber auch zu 
ersehen, soweit Vergleichsmöglichkeiten vorhanden 
waren, daß unsere Volkswirtschaft, verglichen mit den 
zurückliegenden Jahren und besonders mit dem Jahre 
1949, bedeutend gewachsen ist. Wir können mit Be­
friedigung feststellen, daß in der zweiten Hälfte des 
Zweijahrplanes alle Voraussetzungen geschaffen wur­
den, diesen Wachstumsprozeß zu beschleunigen.

(Beifall)
Neben dem Aufkommen von Steuern, die, verglichen 
mit dem Jahre 1949, keine Mehrbelastung für die Werk­
tätigen bedeuten, fließt erheblich mehr die andere große 
Einnahmequelle, das ist die Körperschaftssteuer und der 
Nettogewinn aus unserer volkseigenen Wirtschaft. Es 
ist die Aufgabe der Betriebsleitungen, der demokra­
tischen Organisationen und der Belegschaften der volks­
eigenen Betriebe im Haushaltsjahr 1950, die Finanzwirt­
schaft der volkseigenen Betriebe weiter zu verbessern, 
die Arbeitsproduktivität zu erhöhen, die Selbstkosten 
zu senken und die größte Sparsamkeit in der Aus- 
gebung der zur Verfügung stehenden Mittel anzu­
streben.

(Beifall)
Der bedeutende Aufstieg unseres gesellschaftlichen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Lebens im Jahre 1950 
ist nur möglich, weil es allen fortschrittlichen Kräften 
im Bunde mit unserer ehrlich arbeitenden Bevölke­
rung gelang, den Volkswirtschaftsplan des Jahres 1949 
erfolgreich zu erfüllen. Die erfolgreiche Planerfüllung 
im vorigen Jahr fand ihren Ausdruck in einer wesent­
lichen Verbesserung der Lebenslage unseres Volkes. 
Sie gibt darüber hinaus die Gewähr, daß Volkswirt­
schaftsplan und Finanzplan im Jahre 1950 vorfristig 
erfüllt werden können, und das wird wiederum dazu 
beitragen, daß eine weitere erhebliche Verbesserung 
unserer Lebensbedingungen eintreten wird.

Das zur Beschlußfassung vorliegende Gesetz ist das 
erste derartige der Deutschen Demokratischen Republik, 
und wir sehen seine besondere Bedeutung vor allem

darin, daß das oberste Parlament, die Provisorische 
Volkskammer, selbst über unsere Haushalts- und 
Finanzfragen entscheiden kann, im Gegensatz zum 
westdeutschen Bundesstaat, wo das letzte Wort in der­
artigen Fragen von den Hohen Kommissaren auf dem 
Petersberg gesprochen wird.

Vom Jahre 1945 bis zur Schaffung der Deutschen 
Demokratischen Republik wurden alle finanziellen und 
steuerlichen Belange durch Befehle der Besatzungs­
macht und durch Kontrollratsgesetze wahrgenommen. 
Inzwischen ist die Festigung der antifaschistisch-demo­
kratischen Ordnung im Gebiete unserer Republik so 
weit fortgeschritten, daß, gestützt auf das Vertrauen 
de? sowjetischen Regierung, die Finanzhoheit auf die 
Regierung der Republik übertragen werden konnte. 
Das ist ein bedeutsamer Schritt vorwärts auf dem 
Wege zur deutschen Selbständigkeit.

(Sehr richtig!)
Volkswirtschaftsplan, Haushaltsplan und Abgaben­
gesetz bedeuten, wenn sie restlos verwirklicht worden 
sind, für unsere Bevölkerung in der Republik weitere 
Stabilisierung und Aufstieg. Es zeigt sich dabei immer 
mehr, daß der von uns beschrittene Weg beispielhaft 
für ganz Deutschland ist.

(Beifall)
Während im Westen unseres Vaterlandes Krise, Er­
werbslosigkeit, Sinken der Kaufkraft, Not und Elend 
zu verzeichnen sind und die Verschuldung des west­
deutschen Staates immer krassere Formen annimmt, 
machen wir uns beispielsweise ernsthaft Gedanken 
darüber, wie. es uns möglich sein wird, die ein­
geplanten 250 000 zusätzlichen Arbeitskräfte für unsere 
Grundstoffindustrien zu beschaffen.

Über 13 Milliarden Westmark Staatsschulden — 
heute haben wir gehört: über 16 Milliarden — und 
über 2 Millionen Erwerbslose kündigen die herein­
brechende Katastrophe für Westdeutschland an. Fügt 
man hinzu den aufgestellten vorläufigen Haushaltsplan 
des westdeutschen Bundesstaates für das Rechnungs­
jahr 1950/51, der 8,04 Milliarden Einnahmen und 
10,18 Milliarden Ausgaben vorsieht, dann ergibt sich 
für das gesamte Rechnungsjahr ein weiteres Defizit 
von über 2 Milliarden Westmark.

(Hört, hört!)
Wie ausgeglichen dagegen ist der Haushaltsplan der 

Republik, der mit 13 586,2 Mill. DM an Einnahmen und 
13 586,2 Mill. DM an Ausgaben abschließt, und das­
selbe ausgeglichene Bild haben wir in den Etats der 
Länder, Kreise und kreisfreien Städte.

Das alles zusammengenommen veranlaßte die Ar­
beitsgemeinschaft der Massenorganisationen, sich der 
Auffassung des Haushalts- und Finanzausschusses an­
zuschließen und dem Gesetz zuzustimmen.

Ganz besonders wichtig erscheint uns der im § 4 des 
Gesetzes zum Haushaltsplan der Republik ange­
sprochene Punkt, der im ersten Abschnitt die Forderung 
enthält, daß von. den persönlichen und sächlichen 
Verwaltungsausgaben 10 % einzusparen sind und 
daß diese Einsparungen und sonstige etwaige Mehr­
einnahmen der Deckung von Mindereinnahmen und 
der Bestreitung von über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben für wirtschaftliche, kulturelle und soziale 
Zwecke dienen sollen.

Wir begrüßen diese Forderung und sind mit der 
Regierung der Republik einer Meinung, daß auch für 
die Verwaltungen und Regierungsstellen die Frage der 
Qualifikation der Arbeitskräfte durch Hebung der all­
gemeinen Bildung sowie durch fachliche Schulung von 
größter Wichtigkeit ist

(sehr richtig!)
und daß mit Hilfe einer besseren Arbeitsorganisation 
und durch verschärften Kampf gegen jeden Büro-
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